
 

 

Sonderinfo - Familienpflegezeit 

Seit 1.1.2012 ist das neue Gesetz zur Fami-

lienpflegezeit (FamPflegeZG) in Kraft. Wir 

wollen die Inhalte beleuchten und hinterfra-

gen, sowie an die anderen weiter wirksa-

men Regelungen zur Pflege erinnern. 

Grundidee der Familienpflegezeit 

Beschäftigte können ihre Arbeitszeit über 

einen Zeitraum von maximal zwei Jahren 

auf bis zu mindestens 15 Stunden reduzie-

ren können, wenn sie einen nahen Angehö-

rigen pflegen. Das Einkommen wird nicht in 

gleicher Höhe reduziert. Wird zum Beispiel 

die Arbeitszeit in der Pflegephase auf 50 

Prozent reduziert, erhalten die Beschäftig-

ten weiterhin 75 Prozent des letzten Brutto-

einkommens. Zum Ausgleich müssen sie 

später wieder voll arbeiten, bekommen in 

diesem Fall aber weiterhin nur 75 Prozent 

des Gehalts - so lange, bis das Zeitkonto  

 

wieder ausgeglichen ist. Denkbar wäre 

auch, dass die Zeit vorher "angespart" wird. 

Um gerade für kleinere und mittlere Unter-

nehmen die Risiken einer Berufs- und Er-

werbsunfähigkeit zu minimieren, muss jeder 

Beschäftigte, der die Familienpflegezeit in 

Anspruch nimmt, zu diesem Zeitpunkt eine 

Versicherung abschließen.  

Freiwilliger Vertrag 

Die Familienpflegezeit wird dadurch mög-

lich, dass Arbeitgeber und Arbeitnehmer ei-

ne Vereinbarung über die Familienpflegezeit 

abschließen. Möglich sind aber auch Be-

triebsvereinbarungen oder ein Tarifvertrag 

Finanzierung 

Der Arbeitgeber kann zur Finanzierung der 

Lohnvorauszahlungen während der Pflege-

zeit beim „Bundesamt für Familie und zivil-

gesellschaftliche Aufgaben“ ein zinsloses 

     ■ RAe Thannheiser u. Koll., Rühmkorffstr. 18, 30163 Hannover 

Datum / Az.: Januar 2012 
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Darlehen beantragen. Das Darlehen muss 

nach Abschluss der Familienpflegezeit an 

das Bundesamt zurückgezahlt werden. Für 

die Rückzahlung wird ein Teil des Lohnes 

des Arbeitnehmers einbehalten. 

Kein Rechtsanspruch 

Das große Manko der neuen Familienpfle-

gezeit ist der fehlende gesetzliche Anspruch 

auf die Familienpflegezeit. Der Arbeitneh-

mer, der in Pflegezeit gehen will, ist auf den 

guten Willen seines Arbeitgebers angewie-

sen. Für diesen ist die Pflegezeit mit Ver-

waltungsaufwand und damit Kosten ver-

bunden. 

Risiko 

Die Beschäftigten haben zwar Kündigungs-

schutz in der Zeit, aber laden sich erhebli-

che Schulden auf. Auch ist nach zwei Jah-

ren Schluss, egal, ob noch Pflege nötig ist 

oder nicht. 

Das Unternehmen hat das Risiko, dass der 

Beschäftigte nach der Pflegezeit kündigt 

und seine Schulden nicht zurückzahlen 

kann. Das sichert die abzuschließende Ver-

sicherung nicht ab. 

 
Das bisherige System: 

Vorübergehende Verhinderung § 616 BGB 

Beschäftigte haben Anspruch auf Vergü-

tung, auch wenn sie für eine verhältnismä-

ßig nicht erhebliche Zeit durch einen in ihrer 

Person liegenden Grund ohne ihr Verschul-

den an der Arbeitsleistung verhindert sind. 

Es muss jedoch der Betrag angerechnet 

werden, welcher für die Zeit der Verhinde-

rung aus einer auf Grund gesetzlicher Ver-

pflichtung bestehenden Kranken- oder Un-

fallversicherung gezahlt werden muss. Das 

bedeutet, dass ein Anspruch auf Entgelt-

fortzahlung für die Pflege eines erkrankten 

Kindes besteht, wenn keine Betreuungs-

möglichkeiten vorhanden sind, mitunter bis 

zu 5 Tagen (BAG v. 20.6.1979 – 5 AZR 

479/77). 

§ 45 Krankengeld bei Erkrankung des Kin-
des SGB V 

In der gesetzlichen Krankenversicherung 

versicherte Beschäftigte haben einen An-

spruch auf Krankengeld, wenn der Arzt at-

testiert, dass sie zur Beaufsichtigung, Be-

treuung oder Pflege ihres erkrankten und 

versicherten Kindes der Arbeit fernbleiben. 

Weitere Voraussetzungen sind, dass eine 

andere in ihrem Haushalt lebende Person 

das Kind nicht beaufsichtigen, betreuen o-

der pflegen kann und das Kind das zwölfte 

Lebensjahr noch nicht vollendet hat. 

Dieser Anspruch ist in jedem Kalenderjahr 

für jedes Kind begrenzt auf 10 Arbeitstage, 

für alleinerziehende Versicherte längstens 

für 20 Arbeitstage. Insgesamt ist der An-

spruch pro versicherte Beschäftigte be-

grenzt auf 25 Arbeitstage, für alleinerzie-

hende Versicherte auf 50 Arbeitstage je Ka-

lenderjahr. 

Anspruch nach dem Pflegezeitgesetz 

Nahe Verwandte (§ 7 Abs. 3) haben nach 

dem PflegeZG einen Anspruch auf Freistel-

lung, wenn Angehörige pflegebedürftig (§ 

14,15 SGB XI) sind und der Arbeitgeber 

mehr als 15 Personen beschäftigt. Der An-

trag ist10 Tage vorher zu stellen. Die Dauer 

ist auf 6 Monate begrenzt, aber es besteht 

ein Anspruch. Die Pflegezeit muss schrift-

lich vereinbart werden und die Dauer - voll 

oder teilweise - festgelegt werden. Gehalts-

fortzahlung gibt es nicht. 

Dazu gibt es die Akutpflege, bis zu 10 Tage, 

unbezahlt, wenn kein sonstiger Anspruch 

besteht. 

 

- feste Netze knüpfen - 

www.xing.com/net/personalrat/ 

 

http://www.xing.com/net/personalrat/
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Die Ansprüche gelten pro nahen Verwand-

ten. Eine Verlängerung bis zur Höchstdauer 

ist nur mit Zustimmung des Arbeitgebers 

möglich. 

Grundsätzlich besteht vom Antrag bis zur 

Beendigung der Pflegezeit Kündigungs-

schutz. 

Pflegezeit nicht teilbar 
Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 15. November 2011 
- 9 AZR 348/10 - 

Der Anspruch auf die maximal 6 Monate 

Pflegezeit kann nicht in mehrere beliebige 

Zeiträume aufgeteilt werden. 

Der Kläger hatte mit Zustimmung des Ar-

beitgebers vom 15. bis 19. Juni 2009 seine 

pflegebedürftige Mutter (Pflegestufe I) unter 

Inanspruchnahme von Pflegezeit nach § 3 

Abs. 1 PflegeZG in häuslicher Umgebung 

gepflegt. Danach wollte er seine Mutter 

auch am 28. und 29. Dezember 2009 pfle-

gen. Dem stimmte der Arbeitgeber nicht zu, 

weil er nicht berechtigt sei, für denselben 

Angehörigen Pflegezeit in mehreren Zeitab-

schnitten zu nehmen. 

Gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes 

über die Pflegezeit (PflegeZG) sind Be-

schäftigte in Betrieben, in denen der Arbeit-

geber mehr als 15 Arbeitnehmer beschäf-

tigt, von der Arbeitsleistung vollständig oder 

teilweise freizustellen, wenn sie einen pfle-

gebedürftigen nahen Angehörigen in häusli-

cher Umgebung pflegen. Die Pflegezeit 

nach § 3 PflegeZG beträgt für jeden pfle-

gebedürftigen nahen Angehörigen höchs-

tens sechs Monate (§ 4 Abs. 1 Satz 1 Pfle-

geZG). 

Unter dem 12. Februar 2009 teilte der Klä-

ger der beklagten Arbeitgeberin mit, er wer-

de im Zeitraum vom 15. bis 19. Juni 2009 

seine pflegebedürftige Mutter (Pflegestufe I) 

unter Inanspruchnahme von Pflegezeit nach 

§ 3 Abs. 1 PflegeZG in häuslicher Umge-

bung pflegen. Dem stimmte die Beklagte zu. 

Mit Schreiben vom 9. Juni 2009 zeigte der 

Kläger an, er werde seine Mutter auch am 

28. und 29. Dezember 2009 pflegen. Die 

Beklagte widersprach dem. Der Kläger sei 

nicht berechtigt, für denselben Angehörigen 

Pflegezeit in mehreren Zeitabschnitten zu 

nehmen. Der Kläger begehrt die Feststel-

lung, dass ihm weiterhin Pflegezeit bis zu 

einer Gesamtdauer von sechs Monaten ab-

züglich der bereits genommenen Woche 

zusteht. 

Das BAG meinte, dass der Kläger die ma-

ximale Dauer der Pflegezeit von sechs Mo-

naten zwar noch nicht ausgeschöpft hatte, 

aber § 3 Abs. 1 PflegeZG gibt dem Arbeit-

nehmer nur ein einmaliges Gestaltungs-

recht. Mit der erstmaligen Inanspruchnahme 

von Pflegezeit ist dieses Recht daher erlo-

schen - unabhängig von der Dauer. 

 

TOP-Sommerakademie  

schon mal Vormerken 

Workshop:  

Facebook, Youtube, Twitter, Blogs, 

Xing & Co 

Erkennen und erproben der digitalen 

Medien für die Betriebs- und Personal-

ratsarbeit 

2. - 4.6.2012 vorauss. in Dresden 

 

  Schulung/Beratung/Bildung 

  für Betriebs-/Personalräte u.  

  Gleichstellungsbeauftragte 

www.TOP-Akademie.de 

http://www.top-akademie.de/
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Betriebsgröße - gestellte MA zählen 
mit 
BAG v. 16.12.2012 - 7 ABR 65/10 

In privatrechtlichen Betrieben zählen die 

gestellten Beschäftigten des öffentlichen 

Dienstes mit. Dies gilt für die Schwellenwer-

te zu den organisatorischen Vorschriften 

des BetrVG. Also z.B. für die Frage wie vie-

le Mitglieder nach § 38 BetrVG von der Ar-

beit für BR-Arbeit voll frei zu stellen sind. 

Geklagt hatte der BR eines privatisierten 

Klinikums. 

Altersgruppen im Sozialplan zulässig 
BAG v. 16.12.2011 - 2 AZR 79/10 

Das BAG hatte die Frage zu entscheiden, 

ob unter der Geltung des AGG (Allgemeines 

Gleichbehandlungsgesetz) die Bildung von 

Altersgruppen bei der Sozialauswahl zuläs-

sig ist. Das Gericht hält dies auch weiterhin 

und auch unter Berücksichtigung europäi-

schen Rechts für zulässig. Diese Altersclus-

ter werden häufig bei größeren Personalab-

baumaßnahmen gebildet. Ziel ist dabei, 

dass aus jedem Cluster gleichmäßig viele 

Beschäftigte bleiben bzw. gekündigt wer-

den. Im Rahmen der Sozialauswahl würden 

eher jüngere Beschäftigte zu kündigen sein. 

Anmerkung: 

Nicht zulässig ist jedoch eine neue Alters-

struktur im Betrieb anzustreben. Nur die be-

stehende Struktur kann damit erhalten wer-

den. 

Versetzung von Streikbrechern ohne 
Mitbestimmung 
BAG v. 13.12.2011 - 1 ABR 2/10 

Bei einem Streik in einem Unternehmen, 

dass mehrere Betriebe und Betriebsräte 

hat, darf laut BAG der Arbeitgeber Streik-

brecher versetzen ohne den Betriebsrat 

vorher zu fragen. Das BAG meint, dem AG 

stünde das Recht zu, Streikfolgen zu be-

grenzen und dazu arbeitswillige Beschäftig-

te des einen Betriebes in anderen Betrieben 

einsetzen. Das Mitbestimmungsverfahren  

nach § 99 BetrVG entfalle in einem sol-

chen Fall, weil sonst die "Kampfparität" zu 

Lasten des Arbeitgebers ernsthaft beein-

trächtigt wäre. 

Anmerkung: 

Das BAG spielt mal wieder Gesetzgeber! 

Da wird mal eben ein gesetzlich verbrieftes 

Mitbestimmungsrecht außer Kraft gesetzt. 

Argument ist die vermeintliche Schwächung 

der Kampfparität beim Streik. Nur: der Be-

triebsrat ist nicht Streikgegner, das ist die 

Gewerkschaft. Außerdem steht dem AG die 

vorläufige Maßnahme nach § 100 BetrVG 

zur Verfügung. Die Aussetzung von Mitbe-

stimmungsrechten im Streikfall ist weder im 

Grundgesetz noch im BetrVG vorgesehen. 

Das BAG hat seine Grenzen überschritten. 

Kein Weihnachtsgeld bei Kündigung 
BAG v. 18. Januar 2012 - 10 AZR 667/10 - 

Der Anspruch auf eine Weihnachtsgratifika-

tion kann vom ungekündigten Bestehen des 

Arbeitsverhältnisses zum Auszahlungszeit-

punkt abhängig gemacht werden. Eine ent-

sprechende Bestimmung in Allgemeinen 

Geschäftsbedingungen hält einer Inhalts-

kontrolle nach § 307 Abs. 1 Satz 1 BGB 

stand. Voraussetzung ist, dass nicht die 

Vergütung von Arbeitsleistungen bezweckt 

ist.  

Es kommt auf den mit der Zuwendung ver-

folgten Zweck an. Knüpft die Zahlung nur an 

den Bestand des Arbeitsverhältnisses an, 

ist eine entsprechende Klausel mit der ge-

setzlichen Grundkonzeption des § 611 BGB 

zu vereinbaren und hält einer Inhaltskontrol-

le stand. 
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Ausschluss aus der betrieblichen Al-
tersversorgung ist diskrimierend 
LArbG Baden-Württemberg Urteil vom 23.11.2011, 2 
Sa 77/11 

Arbeitgeber können für ältere Beschäftigte 

vorsehen, dass diese nicht mehr in den Ge-

nuss der betrieblichen Altersversorgung 

kommen. Doch die Altersgrenze darf nicht 

zu gering gewählt werden. Eine unange-

messen niedrige Höchstaltersgrenze in ei-

ner Versorgungsordnung - im konkreten Fall 

die faktische Höchstaltersgrenze 45 Jahre - 

verstößt gegen das Benachteiligungsverbot 

wegen des Alters und ist damit unwirksam. 

Je niedriger die Höchstaltersgrenze ist, des-

to gewichtiger müssen die Gründe im Sinne 

des § 10 Sätze 1 und 2 AGG sein. 

Oberarzt verklagt Chefarzt … 
LAG Hamm v. 12.1.2012 

… wegen Mobbings. Der Arzt behauptete, 

er sei durch eine Vielzahl von Übergriffen 

des Chefarztes psychisch erkrankt und ar-

beitsunfähig geworden, wodurch er erhebli-

che Einkommenseinbußen erlitt. Er begehrt 

die Zahlung von etwa einer halben Million 

Euro als Schadensersatz. 

Erfolglos: Zwar liegt Mobbing vor, wenn un-

erwünschte Verhaltensweisen bezwecken 

oder bewirken, dass die Würde des Arbeit-

nehmers verletzt und ein durch Einschüch-

terungen, Anfeindungen, Erniedrigungen, 

Entwürdigungen oder Beleidigungen ge-

kennzeichnetes Umfeld geschaffen wird. 

Diese nach wie vor hohen Anforderungen 

konnte der Kläger leider nicht beweisen. 

 

free monday       ab 6.2.2012 

Wir wollen allen Menschen den Zugang 

zum Recht so einfach wie möglich machen. 

Anwälte haben auch die Aufgabe für das 

Gemeinwohl tätig zu sein. Im Ausland wer-

den diese so genannten "pro bono" Aktivitä-

ten von Anwälten in einem viel größeren 

Umfang als in Deutschland geleistet. 

Das wollen wir ein klein wenig ändern. Wir 

machen ab dem 6.2.2012 das Angebot an 

alle, sich von einer/einem der 7 Rechtsan-

wältinnen/Rechtsanwälte kostenlos rechtlich 

beraten zu lassen. 

free monday bedeutet: 

An jedem ersten Montag im Monat von 

14:00 bis 18:00 Uhr 

kostenlose Beratungsgespräche in der 

Rechtsanwaltskanzlei Thannheiser 

-  ohne Anmeldung -  

-  ohne Kosten -  

-  letzter Einlass 17:30 Uhr - 

Leistungen: 

- erste Besprechung des Rechtsproblems. 

- Versuch der Klärung oder Hilfe zur Suche  

  der richtigen Ansprechpartner. 

- Besprechung der Aussichten Recht zu be 

  kommen. 

- Besprechung der weiteren Schritte und 

  evtl. entstehender Kosten. 

Offener Zugang für jede Frau und jeden 

Mann, Schüler oder Student/innen. 

Keine Kosten durch die "Hintertür"!! 

 

■ Achim Thannheiser - Rechtsanwalt & Betriebswirt  
     TSP: Arbeitsrecht - Beratung MA, BR/PR, gerichtl. Vertretung, Einigungsstellen, Schulungen, Vereinbarungen, Gutachten 

■ Angelika Küper - Rechtsanwältin 

     ISP: Verbraucherrecht, Erbrecht, Reiserecht, Vertragsrecht, Dozentin für Veranstaltungs- und Europarecht 

■ Gabriele Köhler - Rechtsanwältin & Mediatorin, Fachanwältin für Miet- und WEG-Recht 
     ISP: Mietrecht, Gewerberaummietrecht, Wohnungseigentumsrecht, Verkehrsrecht 

■ Volker Mischewski - Rechtsanwalt & Mediator, Fachanwalt für Arbeitsrecht 
     TSP: Arbeitsrecht - Beratung u. Vertretung von Beschäftigten, Betriebs- & Personalräten u. MAV, Schulungen, Gutachten 

■ Lothar Böker - Rechtsanwalt & Mediator 
     TSP: Arbeitsrecht - Beratung von Beschäftigten und BR/PR 

■ Nadia Ben Hatit-Lochte - Rechtsanwältin 
     ISP: Mietrecht, Strafrecht, Verkehrsrecht 

 


